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Der Gesamtverband Autoteile-Handel e.V. (GVA) ist der Branchenverband und die politische Inte-

ressenvertretung des freien Kfz-Teile-Großhandels in Deutschland. Im GVA sind derzeit etwa 110 

Handelsunternehmen und rund 100 Kfz-Teilehersteller sowie Anbieter technischer Informationen 

organisiert.  

In Deutschland gibt es etwa 55 Millionen Kraftfahrzeuge, die regelmäßig gewartet und repariert 

werden müssen. Da Ersatzteile meist nur für Fahrzeuge einer bestimmten Marke oder sogar nur 

für ein bestimmtes Modell geeignet sind, ist der jeweilige Ersatzteilmarkt dahingehend abzugren-

zen, dass er Teile passend für Fahrzeuge einer Marke oder eines Modells umfasst. Der jeweilige 

Fahrzeughersteller ist jeweils mit großem Abstand der führende Anbieter passender Ersatzteile, 

und über sein Netzwerk von Vertragswerkstätten und Niederlassungen ist er auch der größte An-

bieter von Werkstattdienstleistungen. Der nächstgrößere Anbieter folgt meist mit weitem Abstand; 

der gesamte Wettbewerb hat auf der Reparaturebene zusammengefasst einen Anteil von etwa 40 

Prozent.  

 

Die Kommission hat einen Entwurf zur Änderung von Anhang X zu Art. 61 der Typgenehmigungs-
verordnung (EU) 2018/858 vorgelegt. 

Sofern die EU-Kommission einen Konflikt zwischen den Vorgaben der Art. 61 ff. der Typgenehmi-
gungsverordnung (EU) 2018/858 und den Cybersicherheitsanforderungen der UNECE-Regelungen 
Nr. 155 und Nr. 156 feststellt, wird das Ansinnen unterstützt, den Zugang zu Reparatur- und War-
tungsinformationen von Kraftfahrzeugen diskriminierungsfrei sowie rechts- und zukunftssicher aus-
zugestalten. 
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Der Vorschlag der EU-Kommission zu einem delegierten Rechtsakt zu Anhang X wird daher im 
Grundsatz vom GVA unterstützt, allerdings bestehen starke Bedenken hinsichtlich der Autorisierung 
von Kfz-Ersatzteilen durch den Fahrzeughersteller, ohne dass derartige Prozesse in irgendeiner 
Form näher beschrieben werden. Hier droht eine Monopolisierung von Kfz-Ersatzteilen zu Lasten 
unabhängiger Teilehersteller und somit eine Einschränkung des freien Kfz-Teilehandels. Wettbe-
werb droht ausgeschaltet zu werden, Preise werden nicht durch Wettbewerb bestimmt, die Teile-
vielfalt nimmt ab, Mobilität verteuert sich. Letztlich wird durch die Ausschaltung von Wettbewerb 
auch das Ziel der ökologischen Transformation gefährdet, weil innovative Teilehersteller (diese stel-
len ca. 80% eines PKW her) aus dem Markt gedrängt werden und so das für die Transformation 
notwendige Know-How verloren geht. 

Erfreulich ist aus unserer Sicht, dass nach langen Verhandlungen in Brüssel nun ein Entwurf zu einer 
schwierigen Materie vorgelegt wurde, die sich innerhalb der Grenzen der Ermächtigungsgrundlage 
für einen delegierten Rechtsakt offenbar nur schwer in dem Ausmaß regeln lassen, wie dies erfor-
derlich und geboten wäre. Die wichtigen Diskussionen im Rahmen der Überarbeitung von Anhang 
X müssen daher über die Grenzen desselben hinaus nach einem Inkrafttreten des delegierten 
Rechtsaktes in Bezug auf die Typgenehmigungsverordnung selbst fortgesetzt werden. 

Die Typgenehmigungsverordnung (EU) 2018/858 sieht in Art. 90 Abs. 2 vor, dass die EU-Kommission 
Parlament und Rat bis zum 1. September 2026 einen Bewertungsbericht über die Anwendung der 
Typgenehmigungsverordnung vorlegt. Dies sollte zum Anlass genommen werden, einen rechtssi-
cheren und diskriminierungsfreien Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen sowie Fahr-
zeugdaten, -funktionen und -ressourcen über die engen Grenzen der Ermächtigungsgrundlage für 
einen delegierten Rechtsaktes zu Anhang X (Art. 61 Abs. 11 der Verordnung) hinaus in der Verord-
nung selbst vollumfänglich zu schaffen. 

Dies bezieht sich v.a. auf den oben bereits angedeuteten Hauptkritikpunkt des GVA an dem Entwurf 
zu einem delegierten Rechtsakt an der Formulierung „vom Hersteller autorisierte Ersatzteile“.  

Zwar begrüßen wir ausdrücklich, dass Ersatzteile in den Entwurf aufgenommen wurden und halten 
dies auch im Zusammenhang mit den Regelungen des delegierten Rechtsaktes für unbedingt not-
wendig. Der Wortlaut “an original replacement part (including software and hardware compatible 
(as defined by the vehicle manufacturer) remanufactured or re-used part) or a vehicle manufacturer 
authorized replacement part” in 6.4a. (a) benennt jedoch eine aus Wettbewerbssicht unseres Er-
achtens problematischen Vorgang, bei der die vollständige Inbetriebnahme eines ausgewechselten 
Ersatzteils von der Mitwirkung des Fahrzeugherstellers abhängig ist. Dies kennt die Typgenehmi-
gungsverordnung in dieser Form bisher nicht und erfahrungsgemäß wird solch eine sich bietende 
Möglichkeit von Fahrzeugherstellern zur Diskriminierung zwecks Ausschaltung des Wettbewerbs 
genutzt. 

Ein solcher Autorisierungsprozess wird auch nicht weiter beschrieben, so dass dessen Ausgestal-
tung, genauer die Festlegung technischer Voraussetzungen, vollständig dem Fahrzeughersteller 
überlassen wird.  

Sollte eine Präzisierung hin zu transparenten Autorisierungskriterien im Rahmen des delegierten 
Rechtsaktes nicht möglich sein, könnte ein wettbewerbsschädigender Schwebezustand entstehen, 
so lange nicht in der Typgenehmigungsverordnung selbst klare und faire Wettbewerbsbedingungen 
hergestellt werden. 
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Fahrzeugersatzteile – und dabei nicht nur elektronische, komplexe Bauteile - müssen heutzutage 
i.d.R. am Fahrzeug angemeldet, angelernt oder codiert/decodiert werden. Mit diesen Vorgängen 
steht und fällt ein Reparatur- und Wartungsvorgang und letztlich auch eine erfolgreiche Ersatzteil-
versorgung der Reparaturbetriebe mit Teilen des freien Aftermarket.  

Der Entwurfstext spricht wiederholt von variant coding, pairing to a vehicle zur Aktivierung von Er-
satzteilen am Fahrzeug. Der Vorgang ist somit als technischer Prozess zu verstehen, den der Fahr-
zeughersteller nach den obigen Feststellungen frei bestimmen kann. Er kann somit über die Integra-
tion von Ersatzteilen in die (digitale) Fahrzeugarchitektur entscheiden.  

Die Typgenehmigungsverordnung sieht bisher eine Zulassung von Ersatzteilen durch den Fahrzeug-
hersteller nicht vor. Eine solche wird hier geschaffen, was im Ergebnis dazu führen kann, dass Teile 
des freien Kfz-Teilehandels unbrauchbar werden. 

Ein solches Ergebnis widerspricht dem vom Gesetzgeber gewollten Wettbewerb bei Kfz-Ersatzteilen 
und kann nicht gewollt sein. 

Sollte dies nicht noch innerhalb des Entwurfes für einen delegierten Rechtsakt behoben werden 
können, muss schnellstmöglich eine Kurskorrektur in der Typgenehmigung selbst erfolgen. 

 

Weitere Anmerkungen 

Die Überarbeitung von Anhang X bedeutet eine grundlegende Veränderung des europäischen Kfz-
Aftermarket. Unabhängige Anbieter werden deutlich stärker von den Fahrzeugherstellern abhängig 
sein, insbesondere was den Zugang zu Mehrmarken-Diagnosewerkzeugen betrifft, die für ihre Tä-
tigkeit von unabhängigen Reparaturbetrieben unerlässlich sind. Die Fahrzeughersteller werden ver-
pflichtet sein, den Werkzeuganbietern zeitnah Informationen und Unterstützung für die Integration, 
Prüfung und Validierung in Bezug auf Cybersicherheit zu liefern. Die kontinuierliche Verfügbarkeit 
der Server der Hersteller für die Authentifizierung, die Codierung von Teilen und Software-Updates 
ist von entscheidender Bedeutung; jede Unterbrechung würde die Fähigkeit unabhängiger Anbieter 
zur Erbringung von Dienstleistungen beeinträchtigen. 

Angesichts dieser erhöhten Abhängigkeit ist es unerlässlich, dass die Behörden die Einhaltung der 
neuen Vorschriften durch die Fahrzeughersteller streng überwachen. Jeder Verstoß sollte sofortige 
Maßnahmen gegen den verantwortlichen Hersteller nach sich ziehen. Eine konsequente Durchset-
zung ist unverzichtbar, um den Wettbewerb zu schützen und sicherzustellen, dass die Verordnung 
ihre beabsichtigten Ziele erreicht. Dabei erscheint es sinnvoll, die neuen, sich rasant fortentwickeln-
den technischen Möglichkeiten der digitalen Überwachung einzubeziehen. 

Die Möglichkeit, mit Diagnosewerkzeugen verschiedener Marken Teile zu codieren und Software-
Updates durchzuführen, ist ein bedeutender Fortschritt. Dennoch betrifft die Überarbeitung nur die 
Werkzeugseite des Problems und geht nicht auf die umfassendere und wachsende Herausforderung 
codierter Teile ein. Die Verbreitung codierter Komponenten bedeutet, dass diese zunehmend nur 
noch als Originalteile von OEM-Herstellern erhältlich sind, ohne Alternativen von Zweitausrüstern 
oder auf dem Aftermarket. Wir fordern die Kommission daher dringend auf, ergänzende Rechtsvor-
schriften zu erlassen, um diese Lücke zu schließen.  
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Die Codierung wiederverwendeter Teile stellt ebenfalls eine weitere strukturelle Herausforderung 
dar. Es besteht eine erhebliche Marktnachfrage nach erschwinglichen Alternativen zu Originalteilen, 
doch eine zunehmende Anzahl von Komponenten wird unbrauchbar, da sie dauerhaft durch Codie-
rung mit ihrem ursprünglichen Fahrzeug verbunden bleiben. Um die Ziele der Kreislaufwirtschaft zu 
erreichen und unnötigen Abfall zu reduzieren, sollte die Kommission von den Herstellern verlangen, 
sichere Verfahren zu implementieren, die es ermöglichen, Teile von der ursprünglichen Fahrzeug-
Identifikationsnummer zu entkoppeln. 

Ein weiterer Punkt, der Beachtung verdient, betrifft die Verfügbarkeit der Server der Hersteller, die 
das technische Rückgrat moderner Reparatur- und Wartungsarbeiten bilden. Unabhängige Betrei-
ber sind vollständig auf diese Server angewiesen, um auf OBD-Informationen und den umfassende-
ren Datenstrom im Fahrzeug zuzugreifen, der für Diagnosen, Codierungen und Software-Updates 
verwendet wird. Aus diesem Grund ist eine maximale Dauer für wartungsbedingte Ausfallzeiten un-
erlässlich, um sicherzustellen, dass dieser Zugang vorhersehbar, kontinuierlich und diskriminie-
rungsfrei bleibt. Längere oder wiederholte Wartungszeiten könnten unabhängige Betreiber effektiv 
daran hindern, notwendige Arbeiten durchzuführen, und sie in einen Wettbewerbsnachteil bringen. 
Die Festlegung einer klaren Frist würde sicherstellen, dass Wartungsarbeiten nicht dazu genutzt 
werden können, den Zugang zu beschränken. Zudem würde die Transparenz erhöht und die Über-
wachung von Artikel 61 der Verordnung (EU) 2018/858 ermöglicht. 

Wir schlagen daher vor, folgenden Satz hinzuzufügen:  

“In case of maintenance, the period of unavailability shall not exceed the period applicable to the 
maintenance of the manufacturers’ own servers.”  

 

Wir weisen außerdem darauf hin, dass Erwägungsgrund 20 in Bezug auf die Bestimmungen der 
DSGVO überarbeitet werden muss. In seiner derzeitigen Fassung könnte Erwägungsgrund 20 den 
Eindruck erwecken, dass betroffene Personen die vollständige „Kontrolle” über die gesamte Daten-
verarbeitung haben müssen, was nicht mit der Rechtsstruktur der DSGVO vereinbar ist. Die DSGVO 
gewährt betroffenen Personen keine Kontrolle über die Verarbeitung durch Verantwortliche; viel-
mehr ist der Verantwortliche in der Regel nicht die betroffene Person. In Erwägungsgrund 7 Absatz 
2 der DSGVO heißt es lediglich, dass natürliche Personen „die Kontrolle über ihre eigenen perso-
nenbezogenen Daten haben sollten“, was sich auf Rechte wie das Auskunftsrecht (Artikel 15) und 
das Recht auf Datenübertragbarkeit (Artikel 20) bezieht – nicht auf die Möglichkeit, die rechtmäßige 
Verarbeitung durch Dritte zu verhindern oder zu untersagen. 

Wichtig ist, dass der Gerichtshof in der Rechtssache C-319/22 (Urteil vom 9. November 2023) be-
stätigt hat, dass die Verpflichtung eines Verantwortlichen nach sektoralen Rechtsvorschriften zur 
Bereitstellung von Informationen oder zur Übermittlung von Daten nicht durch Berufung auf die 
DSGVO umgangen werden kann. Solche Übermittlungen fallen unter die Rechtsgrundlage des Arti-
kels 6 Absatz 1 Buchstabe c DSGVO – Verarbeitung, die zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 
erforderlich ist. Erwägungsgrund 20 sollte daher genau widerspiegeln, dass die DSGVO weder die in 
der Typgenehmigungsverordnung festgelegten Verpflichtungen außer Kraft setzt noch den be-
troffenen Personen ein Veto gegen die gesetzlich vorgeschriebene Weitergabe von Daten einräumt. 
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Eine mögliche überarbeitete Formulierung für Erwägungsgrund 20 könnte lauten: 

20) This Regulation fully respects the data subjects’s rights in respect of personal data pro-
cessing activities and the free movement of personal data within the internal market. The 
obligations of manufacturers as regards providing access to vehicle OBD information to in-
dependent operators under this Regulation are without prejudice to the rights of data sub-
jects and the obligations of vehicle manufacturers, manufacturers of diagnostic tools and 
independent operators under Regulation (EU) 2016/679 of the European Parliament and of 
the Council. Obligations of manufacturers as regards providing access to vehicle OBD and 
in-vehicle information to independent operators under this Regulation may entail a data 
processing that is necessary for compliance with legal obligations as in Art 6 Para 1 lit c) 
Regulation (EU) 2016/679. 

Ein weiterer Punkt betrifft mehrere fehlerhafte Querverweise innerhalb des Verordnungsentwurfs, 
die aus Gründen der Rechtsklarheit und ordnungsgemäßen Umsetzung korrigiert werden müssen. 
In Anhang X – Anlage 4 wird in den folgenden Abschnitten fälschlicherweise auf Punkt „4.6“ verwie-
sen, stattdessen sollte auf Punkt 4.5 verwiesen werden: 

• Anhang X – Anlage 4 – 5. Traceability requirements: Punkte 5.3 und 5.6 

• Anhang X – Anlage 4 – 6. Cybersecurity requirements: Punkt 6.7 

• Anhang X – Anlage 4 – 7. Access credentials: Punkt 7.5 

Die Korrektur dieser Verweise ist erforderlich, um die rechtliche Präzision zu gewährleisten und Un-
klarheiten bei der Konformitätsbewertung und der künftigen Durchsetzung zu vermeiden. 

 

Schließlich regen wir eine wichtige Klarstellung zu Anhang X, Punkt 2.9, bezüglich des Datenzugriffs 
während der Fahrt an. Der derzeitige Wortlaut erlaubt es den Herstellern, den Datenstrom in sol-
chen Situationen nur für schreibgeschützte Funktionen zur Verfügung zu stellen. Um Gleichbehand-
lung zu gewährleisten und diskriminierende Praktiken zu vermeiden, schlagen wir folgende Ände-
rung vor: 

2.9 (…) “Where the vehicle is in motion, the manufacturer may choose to make the data 
stream available only for read-only functions, on condition that the manufacturer applies 
the same restrictions towards its own authorised partners, dealers and repairers.” (…) 

Diese Klarstellung ist unerlässlich, um sicherzustellen, dass die Verfügbarkeit von Fahrzeugdaten 
während der Fahrt für alle Beteiligten gleich ist. Sie beseitigt Unklarheiten im aktuellen Entwurf und 
verhindert einen ungleichen Zugang zu Daten während der Fahrt, der den Wettbewerb verzerren 
oder die Fähigkeit unabhängiger Betreiber zur Erbringung von Dienstleistungen beeinträchtigen 
könnte. 
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Der GVA bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme. Selbstverständlich stehen wir gerne 
für ein Gespräch und etwaige Rückfragen zur Verfügung. 

 
Über den GVA 

Der Gesamtverband Autoteile-Handel e.V. (GVA) ist der Branchenverband und die politische Interessenvertretung des freien 

Kfz-Teile-Großhandels in Deutschland. Darüber hinaus spricht er auch für die etwa Einzelhändler von Kfz-Ersatzteilen. Im 

GVA sind Kfz-Teilegroßhändler als ordentliche und Kfz-Teilehersteller sowie Anbieter technischer Informationen als außeror-

dentliche Mitglieder organisiert. Der Gesamtmarkt für Pkw- und Nutzfahrzeugteile hat in Deutschland ein Volumen von rund 

26 Mrd. Euro. Weitere Informationen sind abrufbar unter: www.gva.de. 

Der GVA ist Mitglied der FIGIEFA (www.figiefa.eu).  
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